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2515 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (2399 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1988 und das Investmentfondsgesetz 2011 geändert werden 

Die gesetzlichen Vorgaben für die Veranlagung der Produkte der Prämienbegünstigten Zukunftsvorsorge 
sollen an die volatiler gewordene Kapitalmarktsituation angepasst werden. Das betrifft einerseits die 
vorgeschriebene Aktienquote, die durch eine Bandbreitenregelung flexibler ausgestaltet wird. 
Andererseits werden die Investitionsmöglichkeiten hinsichtlich der zugelassenen Börsen erweitert. 
Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 4 B-
VG (Bundesfinanzen), Art. 10 Abs. 1 Z 5 B-VG (Börse- und Bankwesen), Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG 
(Vertragsversicherungswesen) sowie aus § 7 Abs. 1 F-VG. 
Der Finanzausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 25. Juni 2013 in 
Verhandlung genommen. 
Über die Vorlage berichtete der Abgeordnete Ing. Erwin Kaipel. 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf mit Stimmenmehrheit 
(dafür: S,V,T, dagegen: F,G,B) beschlossen. 
Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanzausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (2399 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2013 06 25 

 Ing. Erwin Kaipel Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
 Berichterstatter Obmann 
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